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A .  Z i e l s e t z u n g

Die Tarifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Län-
der haben am 28. März 2015 eine Tarifeinigung in den Tarifverhandlungen für die
Beschäftigten der Länder erzielt. Das hinsichtlich des Entgelts erzielte Ergebnis
dieser Tarifeinigung soll bezüglich der Besoldungsgruppen bis einschließlich A 9
und der Anwärter zeit- und inhaltsgleich, bezüglich der übrigen Besoldungsgrup-
pen inhaltsgleich und zeitlich verschoben auf die Beamten, Richter, Versorgungs-
empfänger und Empfänger von Alters- und Hinterbliebenengeld übertragen wer-
den.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Die Besoldung und Versorgung soll im ersten Schritt linear um 1,9 Prozent erhöht
werden. Die Anwärtergrundbeträge sollen um 30 Euro erhöht werden. Die Er-
höhung soll für die Besoldungsgruppen bis A 9 und die Anwärter mit Wirkung
vom 1. März 2015, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Juli 2015
sowie für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. November 2015 erfolgen. 

Die Besoldung und Versorgung soll im zweiten Schritt linear um 2,1 Prozent,
mindestens jedoch um monatlich 75 Euro abzüglich des Verminderungsbetrages
nach § 17 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW) er-
höht werden. Die Anwärtergrundbeträge sollen um weitere 30 Euro erhöht wer-
den. Die Erhöhung soll für die Besoldungsgruppen bis A 9 und die Anwärter zum
1. März 2016, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Juli 2016 sowie
für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. November 2016 erfolgen.

Nach § 17 Absatz 2 LBesGBW sind bei der linearen Anpassung jeweils 0,2 Pro-
zent der Versorgungsrücklage zuzuführen, weshalb sich die Besoldungs- und Ver-
sorgungsbezüge sowie das Alters- und Hinterbliebenengeld abweichend vom Ta-
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rifbereich lediglich um 1,9 Prozent beziehungsweise um 2,1 Prozent erhöhen. Die
Zuführung zur Versorgungsrücklage wird auch bei der Anpassung um den Min-
destbetrag von 75 Euro berücksichtigt.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Die Anpassung 2015 führt im Jahr 2015 gegenüber dem Jahr 2014 zu Personal-
mehrausgaben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zuführung an die
Versorgungsrücklage beim Land von rund 71,5 Millionen Euro. Die Anpassung
2016 führt unter Berücksichtigung der linearen Steigerung für das Jahr 2015 zu
Personalmehrausgaben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zu-
führung an die Versorgungsrücklage gegenüber 2014 von rund 335,9 Millionen
Euro beim Land. Diese Kosten werden im Rahmen der haushaltsrechtlichen Er-
mächtigungen finanziert. Die Anpassung führt im Jahr 2017 unter Berücksichti-
gung der linearen Steigerungen für die Jahre 2015 und 2016 zu Personalmehraus-
gaben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zuführung an die Versor-
gungsrücklage gegenüber 2014 von rund 543,6 Millionen Euro beim Land. Diese
Mehrausgaben sind bei der Planaufstellung entsprechend zu berücksichtigen.

Die Mehrkosten bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts betragen rund
11,1 Millionen Euro im Jahr 2015, rund 52,1 Millionen Euro im Jahr 2016 und
rund 84,3 Millionen Euro im Jahr 2017.

E .  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium                                                                 Stuttgart, 9. Juni 2015
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

als Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des Landes
von Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Ba-
den-Württemberg 2015/2016 (BVAnpGBW 2015/2016) mit Begründung, Vor-
blatt und Anlagen. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen.
Federführend ist das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft zuständig.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz über die Anpassung 

von Dienst- und Versorgungsbezügen 

in Baden-Württemberg 2015/2016 

(BVAnpGBW 2015/2016)

Artikel 1

Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Baden-Württemberg 2015/2016

(BVAnpGBW 2015/2016)

§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für 

1. die Beamten des Landes, der Gemeinden, der Ge-
meindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2. die Richter des Landes, 

3. die Empfänger von Amtsbezügen des Landes und

4. die Auszubildenden in öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnissen.

Ausgenommen sind die Ehrenbeamten und die ehren-
amtlichen Richter des Landes.

(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Empfänger von Ver-
sorgungsbezügen aus dem in Absatz 1 genannten Perso-
nenkreis sowie für Anspruchsberechtigte auf Alters- und
Hinterbliebenengeld.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2

Besoldungsanpassung 2015

(1) Es erhöhen sich 

1. um 1,9 Prozent

    a)  die Grundgehaltssätze,

    b)  die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5
des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg
(LBesGBW) an den regelmäßigen Besoldungsan-
passungen teilnehmen,

    c)  der Familienzuschlag einschließlich des Anrech-
nungsbetrags,
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    d)  die Amtszulagen sowie die Strukturzulage,

    e)  die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung,

2. um 30 Euro die Anwärtergrundbeträge.

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für

1. die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zuschüsse
zum Grundgehalt sowie festgesetzte Zuschüsse nach
fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besoldungs-
gruppen der Hochschullehrer,

2. die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bun-
desbesoldungsgesetz in der Fassung vom 3. Dezember
1998 (BGBl. I S. 3435, 3474) in

    a)  Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiese-
nen Zuschüsse zum Grundgehalt,

    b)  Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage,

3. die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Re-
gelungen über künftig wegfallende Ämter.

(3) Der Erhöhungssatz nach Absatz 1 Nummer 1 ist nach
§ 17 LBesGBW um 0,2 Prozent vermindert.

(4) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5
bis A 9 und die Anwärter zum 1. März 2015, für die
Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Juli 2015
und für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Novem-
ber 2015. Abweichend von Satz 1 erfolgt die Erhöhung
für die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung einheit-
lich zum 1. März 2015.

§ 3

Besoldungsanpassung 2016

(1) Es erhöhen sich 

1. um 2,1 Prozent

    a)  die Grundgehaltssätze,

    b)  die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5
LBesGBW an den regelmäßigen Besoldungsanpas-
sungen teilnehmen,

    c)  der Familienzuschlag einschließlich des Anrech-
nungsbetrags,

    d)  die Amtszulagen sowie die Strukturzulage,

    e)  die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung,

2. um 30 Euro die Anwärtergrundbeträge.

    Die Grundgehaltssätze werden mindestens um einen
Prozentsatz erhöht, der einem Erhöhungsbetrag von
75 Euro entspricht, jedoch um 0,2 Prozentpunkte ver-
mindert ist.

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für

1. die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zuschüsse
zum Grundgehalt sowie festgesetzte Zuschüsse nach
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fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besoldungs-
gruppen der Hochschullehrer,

2. die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bun-
desbesoldungsgesetz in der Fassung vom 3. Dezember
1998 (BGBl. I S. 3435, 3474) in

    a)  Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiese-
nen Zuschüsse zum Grundgehalt,

    b)  Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage,

3. die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Re-
gelungen über künftig wegfallende Ämter.

(3) Der Erhöhungssatz nach Absatz 1 Nummer 1 ist nach
§ 17 LBesGBW um 0,2 Prozent vermindert.

(4) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5
bis A 9 und die Anwärter zum 1. März 2016, für die Be-
soldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Juli 2016 und für
die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. November 2016.
Abweichend von Satz 1 erfolgt die Erhöhung für die
Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung einheitlich zum
1. März 2016.

§ 4

Versorgungsanpassung 2015

(1) Für Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung nach 
§ 2 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile ent -
sprechend, sofern diese Grundlage der Versorgung sind;
die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 werden entsprechend
den Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 erhöht.

(2) Die Erhöhung nach § 2 gilt weiterhin entsprechend
für

1. andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, und

2. Grundvergütungen.

(3) § 19 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 3 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes Baden-Württemberg (LBeamtVGBW)
findet bei den Erhöhungen nach Absatz 1 und 2 ent -
sprechende Anwendung.

(4) Absatz 3 gilt weder für Empfänger von Übergangs-
geld nach § 64 LBeamtVGBW noch für die Empfänger
eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Diszi-
plinarentscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in
Satz 1 genannten Fällen werden die der Berechnung zu-
grunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um
den Faktor 0,96 angepasst.

(5) Bei Versorgungsempfängern, deren Versorgungs -
bezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 
bis A 8 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum
31. August 2006 geltenden Fassung oder ein Grundge-
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halt nach Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 des LBesGBW
zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab 
1. März 2015 um 56,68 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemer-
kung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Bun-
desbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden
Fassung oder eine Strukturzulage nach § 46 LBesGBW
bei Beginn des Ruhestands nicht zugrunde gelegen hat.

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag
nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW.

§ 5

Versorgungsanpassung 2016

(1) Für Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung nach 
§ 3 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile ent -
sprechend, sofern diese Grundlage der Versorgung sind;
die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 werden ent -
sprechend den Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 erhöht.

(2) Die Erhöhung nach § 3 gilt weiterhin entsprechend
für

1. andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, und

2. Grundvergütungen.

(3) § 19 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 3 LBeamtVGBW fin-
det bei den Erhöhungen nach Absatz 1 und 2 ent -
sprechende Anwendung.

(4) Absatz 3 gilt weder für Empfänger von Übergangs-
geld nach § 64 LBeamtVGBW noch für die Empfänger
eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Dis -
ziplinarentscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in
Satz 1 genannten Fällen werden die der Berechnung zu-
grunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um
den Faktor 0,96 angepasst.

(5) Bei Versorgungsempfängern, deren Versorgungs -
bezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 
bis A 8 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 
31. August 2006 geltenden Fassung oder ein Grundge-
halt nach Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 des LBesGBW
zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab 
1. März 2016 um 57,87 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemer-
kung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Bun-
desbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden
Fassung oder eine Strukturzulage nach § 46 LBesGBW
bei Beginn des Ruhestands nicht zugrunde gelegen hat.

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag
nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW.
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§ 6

Anpassung des Alters- und 
Hinterbliebenengeldes 2015/2016

Für das Alters- und Hinterbliebenengeld sind § 4 Absatz 1
bis 3 sowie § 5 Absatz 1 bis 3 sinngemäß anzuwenden. 

§ 7

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich 
nach der Ehescheidung 2015

(1) Der Prozentsatz der Erhöhungen der beamtenrecht -
lichen Versorgungsbezüge im Sinne von § 13 Absatz 2
Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt
1,8 Prozent; § 2 Absatz 4 Satz 1 findet entsprechende
Anwendung.

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden.

§ 8

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich 
nach der Ehescheidung 2016

(1) Der Prozentsatz der Erhöhungen der beamtenrecht -
lichen Versorgungsbezüge im Sinne von § 13 Absatz 2
Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt
2,0 Prozent; § 3 Absatz 4 Satz 1 findet entsprechende
Anwendung.

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden.

Artikel 2

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Die Anlagen 6 bis 13 und 15 des Landesbesoldungs -
gesetzes Baden-Württemberg vom 9. November 2010
(GBl. S. 793, 826), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (GBl. S. 770), werden
durch die in Anlage 1 zu diesem Gesetz enthaltenen neuen
Anlagen 6 bis 13 und 15 ersetzt.

Artikel 3

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung 
Baden-Württemberg

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg
vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom ... (GBl. S. ..., ...), wird
wie folgt geändert: 
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1. In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie in § 6 Absatz 1
Nummer 2 und 4 wird jeweils der Betrag „3,16 Euro“
durch den Betrag „3,22 Euro“ ersetzt.

2. Die Beträge in § 11 werden durch folgende Beträge
ersetzt:

    a)  in Absatz 1 der Betrag „3,09 Euro“ durch den Be-
trag „3,46 Euro“.

    b)  die Beträge in Absatz 2 wie folgt:

        aa) der Betrag „12,82 Euro“ durch den Betrag
„14,36 Euro“,

        bb) der Betrag „15,56 Euro“ durch den Betrag
„17,43 Euro“,

        cc) der Betrag „19,33 Euro“ durch den Betrag
„21,65 Euro“,

        dd) der Betrag „24,90 Euro“ durch den Betrag
„27,89 Euro“,

        ee) der Betrag „4,97 Euro“ durch den Betrag „5,57
Euro“.

3. In § 13 wird der Betrag „1,52 Euro“ durch den Betrag
„1,55 Euro“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom ... (GBl. S. ...,
...), wird wie folgt geändert:

1. § 66 wird wie folgt geändert:

    a)  In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „89,09 Euro“
durch den Betrag „90,78 Euro“ ersetzt.

    b)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

        aa) In Nummer 1 wird der Betrag „0,83 Euro“
durch den Betrag „0,85 Euro“ ersetzt.

        bb) In Nummer 2 wird der Betrag „0,62 Euro“
durch den Betrag „0,63 Euro“ ersetzt.

    c)  In Absatz 6 Satz 2 wird der Betrag „2,48 Euro“
durch den Betrag „2,53 Euro“ ersetzt.

2. § 67 wird wie folgt geändert: 

    a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

        aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,94 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,98 Euro“ ersetzt.
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        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „1,45 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,48 Euro“ ersetzt.

        ccc) In Buchstabe c wird der Betrag „0,97 Eu-
ro“ durch den Betrag „0,99 Euro“ ersetzt.

        bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,27 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,29 Euro“ ersetzt.

        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „0,86 Eu-
ro“ durch den Betrag „0,88 Euro“ ersetzt.

        cc) In Nummer 3 wird der Betrag „0,64 Euro“
durch den Betrag „0,65 Euro“ ersetzt.

    b)  In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag „0,83 Euro“
durch den Betrag „0,85 Euro“ ersetzt. 

3. § 95 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

        aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,94 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,98 Euro“ ersetzt.

        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „1,45 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,48 Euro“ ersetzt.

        ccc) In Buchstabe c wird der Betrag „0,97 Eu-
ro“ durch den Betrag „0,99 Euro“ ersetzt.

        bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,27 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,29 Euro“ ersetzt.

        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „0,86 Eu-
ro“ durch den Betrag „0,88 Euro“ ersetzt.

        cc) In Nummer 3 wird der Betrag „0,64 Euro“
durch den Betrag „0,65 Euro“ ersetzt.

    b)  In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag „0,83 Euro“
durch den Betrag „0,85 Euro“ ersetzt.

Artikel 5

Weitere Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Die Anlagen 6 bis 13 und 15 des Landesbesoldungs -
gesetzes Baden-Württemberg vom 9. November 2010
(GBl. S. 793, 826), zuletzt geändert durch Artikel 2 die-
ses Gesetzes, werden durch die in Anlage 2 zu diesem
Gesetz enthaltenen neuen Anlagen 6 bis 13 und 15 er-
setzt.
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Artikel 6

Weitere Änderung der Erschwerniszulagenverordnung
Baden-Württemberg

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg
vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), zuletzt geändert
durch Artikel 3 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie in § 6 Absatz 1
Nummer 2 und 4 wird jeweils der Betrag „3,22 Euro“
durch den Betrag „3,29 Euro“ ersetzt.

2. In § 13 wird der Betrag „1,55 Euro“ durch den Betrag
„1,58 Euro“ ersetzt.

Artikel 7

Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungs -
gesetzes Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), zuletzt
geändert durch Artikel 4 dieses Gesetzes, wird wie folgt
geändert:

1. § 66 wird wie folgt geändert:

    a)  In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „90,78 Euro“
durch den Betrag „92,69 Euro“ ersetzt.

    b)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

        aa) In Nummer 1 wird der Betrag „0,85 Euro“
durch den Betrag „0,87 Euro“ ersetzt.

        bb) In Nummer 2 wird der Betrag „0,63 Euro“
durch den Betrag „0,64 Euro“ ersetzt.

    c)  In Absatz 6 Satz 2 wird der Betrag „2,53 Euro“
durch den Betrag „2,58 Euro“ ersetzt.

2. § 67 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

        aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,98 Eu-
ro“ durch den Betrag „2,02 Euro“ ersetzt.

        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „1,48 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,51 Euro“ ersetzt.

        ccc) In Buchstabe c wird der Betrag „0,99 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,01 Euro“ ersetzt.

        bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,29 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,32 Euro“ ersetzt.
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        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „0,88 Eu-
ro“ durch den Betrag „0,90 Euro“ ersetzt.

        cc) In Nummer 3 wird der Betrag „0,65 Euro“
durch den Betrag „0,66 Euro“ ersetzt.

    b)  In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag „0,85 Euro“
durch den Betrag „0,87 Euro“ ersetzt. 

3. § 95 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

        aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,98 Eu-
ro“ durch den Betrag „2,02 Euro“ ersetzt.

        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „1,48 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,51 Euro“ ersetzt.

        ccc) In Buchstabe c wird der Betrag „0,99 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,01 Euro“ ersetzt.

        bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

        aaa) In Buchstabe a wird der Betrag „1,29 Eu-
ro“ durch den Betrag „1,32 Euro“ ersetzt.

        bbb) In Buchstabe b wird der Betrag „0,88 Eu-
ro“ durch den Betrag „0,90 Euro“ ersetzt.

        cc) In Nummer 3 wird der Betrag „0,65 Euro“
durch den Betrag „0,66 Euro“ ersetzt.

    b)  In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag „0,85 Euro“
durch den Betrag „0,87 Euro“ ersetzt.

Artikel 8

Berechnungsvorschriften 

Bei der Berechnung der Erhöhungen sind sich ergebende
Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruch-
teile von 0,5 und mehr aufzurunden.

Artikel 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2015 in
Kraft, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 5 bis 7 treten am 1. März 2016 in Kraft.
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Anlage 7
(zu § 28)

Besoldungs-
gruppe

B 1 6.145,49
B 2 7.138,66
B 3 7.559,12
B 4 7.999,48
B 5 8.504,71
B 6 8.981,81
B 7 9.445,92
B 8 9.929,60
B 9 10.530,20

B 10 12.395,29
B 11 12.875,97

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2015
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Anlage 9
(zu § 37)

Besoldungs-
gruppe

W 1 W 2 W 3

4.600,00 5.792,44 6.575,51

Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2015
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Anlage 11
(zu § 79)

Grundbetrag

A 5 bis A 8 1.092,89
A 9 bis A 11 1.148,78
A 12 1.293,53
A 13 1.326,46

1.362,62

Gültig ab 1. März 2015

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage
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Gültig ab 1. März 2015 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und 
die Anwärter, ab 1. Juli 2015 für die Besoldungsgruppen A 10 (zu § 40 und § 41)
und A 11 und ab 1. November 2015 für die übrigen Besoldungsgruppen

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 134,04

für das erste und zweite Kind jeweils 117,20
für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 353,83

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 61,21

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags

Anlage 12

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 7
(zu § 28)

Besoldungs-
gruppe

B 1 6.274,55
B 2 7.288,57
B 3 7.717,86
B 4 8.167,47
B 5 8.683,31
B 6 9.170,43
B 7 9.644,28
B 8 10.138,12
B 9 10.751,33

B 10 12.655,59
B 11 13.146,37

Gültig ab 1. November 2016

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Landesbesoldungsordnung B



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 6960

25

G
ül

tig
 a

b 
1.

 N
ov

em
be

r 2
01

6
A

nl
ag

e 
8

(z
u 

§ 
35

)

B
es

ol
-

du
ng

s-
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

gr
up

pe
R

 1
4.

15
3,

72
4.

24
8,

02
4.

49
1,

26
4.

73
4,

47
4.

97
7,

68
5.

22
0,

93
5.

46
4,

17
5.

70
7,

38
5.

95
0,

62
6.

19
3,

85
6.

43
7,

07
R

 2
5.

07
3,

49
5.

31
6,

68
5.

55
9,

94
5.

80
3,

16
6.

04
6,

39
6.

28
9,

64
6.

53
2,

81
6.

77
6,

06
7.

01
9,

26

R
 3

7.
71

7,
86

R
 4

8.
16

7,
47

R
 5

8.
68

3,
31

R
 6

9.
17

0,
43

R
 7

9.
64

4,
28

R
 8

10
.1

38
,1

2
 

S
 t 

u 
f e

La
nd

es
be

so
ld

un
gs

or
dn

un
g 

R

G
ru

nd
ge

ha
lts

sä
tz

e
(M

on
at

sb
et

rä
ge

 in
 E

ur
o)



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 6960

26

Anlage 9
(zu § 37)

Besoldungs-
gruppe

W 1 W 2 W 3

4.696,60 5.914,08 6.713,60

Gültig ab 1. November 2016

Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 11
(zu § 79)

Grundbetrag

A 5 bis A 8 1.122,89
A 9 bis A 11 1.178,78
A 12 1.323,53
A 13 1.356,46

1.392,62

Gültig ab 1. März 2016

Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
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Gültig ab 1. März 2016 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und 
die Anwärter, ab 1. Juli 2016 für die Besoldungsgruppen A 10 (zu § 40 und § 41)
und A 11 und ab 1. November 2016 für die übrigen Besoldungsgruppen

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 136,85

für das erste und zweite Kind jeweils 119,66
für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 361,26

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 62,50

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags

Anlage 12

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Ergebnis der Verhandlungen der Ta-
rifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder vom
28. März 2015 inhaltsgleich auf die Beamten, Richter, Versorgungsempfänger und
Empfänger von Alters- und Hinterbliebenengeld übertragen werden. Gemäß § 17
Absatz 2 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW) erfolgt
die inhaltsgleiche Übertragung unter Abzug von 0,2 Prozentpunkten. Die Übertra-
gung soll bezüglich der Besoldungsgruppen bis einschließlich A 9 sowie der An-
wärtergrundbeträge zeitgleich, für die anderen Besoldungsgruppen zeitlich ver-
schoben erfolgen.

2. Wesentlicher Inhalt

Nach § 16 LBesGBW und § 11 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-
Württemberg (LBeamtVGBW) sind die Bezüge der Beamten, Richter, Versor-
gungsempfänger und der Anspruchsberechtigten auf Alters- und Hinterbliebenen-
geld regelmäßig an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finan-
ziellen Verhältnisse anzupassen. 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge sind zuletzt durch das Gesetz über die An-
passung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2013/2014
vom 16. Juli 2013 (GBl. S. 185) angepasst worden. 

Die Tarifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Län-
der haben am 28. März 2015 eine Anpassung der Entgelte zum 1. März 2015 um
linear 2,1 Prozent und zum 1. März 2016 um linear weitere 2,3 Prozent, mindes -
tens um monatlich 75 Euro vereinbart. Die monatlichen Ausbildungsentgelte so-
wie die Tarifentgelte der Praktikantinnen und Praktikanten werden ab 1. März 2015
um einen Festbetrag in Höhe von 30 Euro sowie ab 1. März 2016 um einen weite-
ren Festbetrag in Höhe von 30 Euro erhöht.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Tarifergebnis für die Besoldungs-
gruppen bis einschließlich A 9 und die Anwärter zeit- und inhaltsgleich, für die
übrigen Besoldungsgruppen inhaltsgleich und zeitlich verschoben – jeweils unter
Abzug von 0,2 Prozentpunkten gemäß § 17 Absatz 2 LBesGBW – auf den Beam-
tenbereich übertragen werden. 

Die Besoldung und Versorgung soll im Jahr 2015 linear um 1,9 Prozent erhöht
werden. Die Anwärtergrundbeträge sollen um 30 Euro erhöht werden. Die Er-
höhung soll für die Besoldungsgruppen bis A 9 und die Anwärter mit Wirkung
vom 1. März 2015, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Juli 2015
sowie für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. November 2015 erfolgen. 

Die Besoldung und Versorgung soll im Jahr 2016 linear um 2,1 Prozent, jedoch
mindestens um 75 Euro monatlich abzüglich des Verminderungsbetrages nach 
§ 17 LBesGBW erhöht werden. Die Anwärtergrundbeträge sollen um weitere 
30 Euro erhöht werden. Die Erhöhung soll für die Besoldungsgruppen bis A 9
und die Anwärter zum 1. März 2016, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11
zum 1. Juli 2016 sowie für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. November
2016 erfolgen.

Nach § 17 Absatz 2 LBesGBW sind bei der linearen Anpassung jeweils 0,2 Pro-
zent der Versorgungsrücklage zuzuführen, weshalb sich die Besoldungs- und Ver-
sorgungsbezüge sowie das Alters- und Hinterbliebenengeld abweichend vom Ta-
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rifbereich lediglich um 1,9 Prozent beziehungsweise um 2,1 Prozent erhöhen.
Auch bei dem von den Tarifvertragsparteien für 2016 vereinbarten Mindestbetrag
in Höhe von 75 Euro erfolgt eine entsprechende Verminderung.

3. Verfassungsrechtliche Ausführungen

3.1 Allgemein

Der Gesetzgeber hat bei der Besoldung und Versorgung einen weiten Gestal-
tungsspielraum. Er ist nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht ver-
pflichtet, Tarifabschlüsse spiegelbildlich auf den Beamtenbereich zu übertragen.
Zudem besteht keine Verpflichtung, die Bezüge aller Besoldungs- und Versor-
gungsempfänger in identischem Umfang anzupassen. Bei der Entscheidung über
die Modalitäten der Übertragung von Tarifergebnissen auf den Beamten- und
Richterbereich darf der Gesetzgeber auch die Finanzlage der öffentlichen Haus-
halte ergänzend mit berücksichtigen.

Mit Blick auf das finanzpolitische Ziel der Einhaltung der grundgesetzlichen
Schuldenbremse und der hierfür erforderlichen stufenweise Rückführung des De-
fizits des Landeshaushaltes auf Null ist eine Haushaltskonsolidierung unumgäng-
lich. Mit einem Anteil von rund 44 Prozent (inklusive Landesbetriebe) bilden die
Personalausgaben nach wie vor den größten Ausgabenblock des Landes; sie kön-
nen daher von Einsparmaßnahmen nicht ausgenommen werden. Vor dem Hinter-
grund der bei einer zeit- und inhaltsgleichen Übertragung des Tarifergebnisses
entstehenden hohen zusätzlichen Mehrbelastung des Landeshaushaltes soll daher
das Tarifergebnis für die Besoldungsgruppen bis einschließlich A 9 und die An-
wärter zeit- und inhaltsgleich, für die übrigen Besoldungsgruppen zwar inhalts-
gleich, jedoch zeitlich verschoben auf die Beamten, Richter und Versorgungs-
empfänger übertragen werden. Hierdurch wird jeweils in den Jahren, in welchen
die Verschiebung erfolgt, ein temporärer Spareffekt erzielt.

Durch die Zugrundelegung der linearen Steigerungssätze des Tarifergebnisses für
den öffentlichen Dienst der Länder erfolgt die Anpassung der Besoldungs- und
Versorgungsbezüge im Gleichklang mit der allgemeinen Entwicklung der Ein-
kommensverhältnisse. Für die Empfänger von Bezügen aus den Besoldungsgrup-
pen bis einschließlich A 9 und die Anwärter erfolgt die Anpassung zudem zeit-
gleich wie im Tarifbereich. Für die Empfänger von Bezügen aus den Besoldungs-
gruppen A 10 und A 11 erfolgt eine zeitliche Verschiebung um vier Monate, für
die Empfänger von Bezügen aus den übrigen Besoldungsgruppen erfolgt eine
zeitliche Verschiebung um acht Monate. Die zeitliche Verschiebung der Anpas-
sung wirkt sich lediglich auf den Zeitraum der Verschiebung aus. Die gegenüber
dem Tarifergebnis um vier beziehungsweise um acht Monate verzögerte Anpas-
sung führt daher – auch unter Einbeziehung der Regelungen durch das Gesetz
über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg
2013/2014 vom 16. Juli 2013 (GBl. S. 185) – aufgrund ihrer temporär begrenzten
Auswirkung nicht zu einer dauerhaften Abkoppelung der Besoldungs- und Ver-
sorgungsbezüge von der allgemeinen Entwicklung der wirtschaftlichen und finan -
ziellen Verhältnisse. 

Durch die vorgesehenen unterschiedlichen Anpassungszeitpunkte für Bezüge-
empfänger der Besoldungsgruppen bis A 9 und für Anwärter, der Besoldungs-
gruppen A 10 und A 11 sowie der übrigen Besoldungsgruppen wird zudem das
Gebot der nach Ämtern abzustufenden Besoldung als ein Bestandteil der amtsan-
gemessenen Alimentation beachtet. Hierfür ist zum einen maßgeblich, dass für al-
le Besoldungsgruppen eine Anpassung in identischer Höhe erfolgt. Eine dauer-
haft, strukturell wirkende Nivellierung der Besoldung der einzelnen Ämter ist so-
mit nicht gegeben. Eine solche Nivellierung ergibt sich auch nicht aus der Anpas-
sung um einen Mindestbetrag in Höhe von 75 Euro. Hierdurch erfahren die vom
Mindestbetrag betroffenen Grundgehaltssätze zwar eine höhere lineare Anpas-
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sung im Vergleich zu den nicht vom Mindestbetrag berührten Grundgehaltsätzen.
Eine unzulässige Einebnung der Besoldungsabstände zwischen den einzelnen
Ämtern ist damit jedoch nicht verbunden. Ferner erfolgt die Besoldungsanpas-
sung zu unterschiedlichen Zeitpunkten lediglich im Umfang von 1,9 beziehungs-
weise 2,1 Prozent und dies jeweils nur in einem Zeitraum von vier beziehungs-
weise von acht Monaten im Vergleich zu der Besoldungsanpassung für die Besol-
dungsgruppen bis A 9. Diese zeitliche Verschiebung steht im Einklang mit der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes, wonach kurzzeitige Verschie-
bungen von Besoldungserhöhungen für einzelne Besoldungsgruppen aufgrund der
unterschiedlichen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit gerechtfertigt sind.

3.2 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Mai 2015 – 2 BvL 17/09 u. a. –

Mit Urteil vom 5. Mai 2015 – 2 BvL 17/09 u. a. – hat das Bundesverfassungsge-
richt die Kriterien konkretisiert, nach denen die Besoldung von Richtern und
Staatsanwälten auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundsatz der amtsangemessenen
Alimentation zu überprüfen ist. Auf einer ersten Prüfungsstufe sind fünf Parame-
ter mit indizieller Bedeutung heranzuziehen; die Vermutung für eine verfassungs-
widrige Unteralimentation besteht, wenn mindestens drei davon erfüllt sind. Die
Parameter sind eine deutliche Differenz zwischen der Besoldungsentwicklung
und der Entwicklung der Tariflöhne im öffentlichen Dienst, des Nominallohnin-
dex, des Verbraucherpreisindex sowie ein systeminterner Besoldungsvergleich
und ein Quervergleich mit der Besoldung des Bundes beziehungsweise anderer
Länder. 

Eine deutliche Differenz in oben aufgeführtem Sinne liegt nach dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts in der Regel vor, wenn die Differenz zwischen der
Tarifentwicklung einerseits und der Besoldungsentwicklung andererseits mehr als
5 Prozent des Indexwertes der erhöhten Besoldung beträgt. Gleiches gilt bei der
Betrachtung des Nominallohnindex und des Verbraucherpreisindex. Betrach-
tungszeitraum ist jeweils die Entwicklung über einen Zeitraum von 15 Jahren 
inklusive des zu prüfenden Kalenderjahres. Beim systeminternen Besoldungs -
vergleich liegt ein Indiz für einen Verstoß in der Regel bei einer Abschmelzung
der Abstände zwischen zwei vergleichbaren Besoldungsgruppen um mindestens
10 Prozent in den zurückliegenden fünf Jahren vor. Eine erhebliche Gehaltsdiffe-
renz zum Durchschnitt der Bezüge der jeweiligen Besoldungsgruppe im Bund
und bei den Ländern ist dann anzunehmen, wenn das streitgegenständliche jähr -
liche Bruttoeinkommen einschließlich etwaiger Sonderzahlungen um mindestens
10 Prozent unter dem Durchschnitt des Bundes und der Länder im gleichen Zeit-
raum liegt.

Auf einer zweiten Prüfungsstufe kann die sich aus der ersten Prüfungsstufe er -
gebende Vermutung durch Berücksichtigung weiterer Kriterien im Rahmen einer
Gesamtabwägung widerlegt oder weiter erhärtet werden. Auf einer dritten Prü-
fungsstufe ist gegebenenfalls eine Abwägung mit kollidierenden verfassungs-
rechtlichen Wertentscheidungen wie dem Verbot der Neuverschuldung herbeizu-
führen; im Ausnahmefall kann eine Unteralimentation verfassungsrechtlich ge-
rechtfertigt werden.

Das BVAnpGBW 2015/2016 regelt die Besoldungs- und Versorgungsanpassung
für die Jahre 2015 und 2016. Die Ermittlungen zu den oben aufgeführten fünf Pa-
rametern haben daher bezogen auf das Kalenderjahr 2015 zu erfolgen. Der Ver-
braucherpreisindex und der Nominallohnindex liegen für das Gesamtjahr 2015
noch nicht vor. Zur Ermittlung dieser beiden Indizes werden daher die jeweiligen
Steigerungswerte des Jahres 2014 auch für das Jahr 2015 angesetzt.

Unter Zugrundelegung des Basisjahres 2000 ergibt sich für den Zeitraum 2001 bis
einschließlich 2015 für Baden-Württemberg eine Steigerung der Besoldung um
25,45 Prozent. Die Verdienste der Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst der
Länder stiegen im Zeitraum 2001 bis 2015 um 28,03 Prozent. Der Nominallohn-
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index für Baden-Württemberg stieg im Zeitraum 2001 bis 2015 um 30,31 Pro-
zent (bei unterstellter Steigerungsrate im Jahr 2015 wie im Jahr 2014). Der Ver-
braucherpreisindex stieg in Baden-Württemberg im Zeitraum 2001 bis 2015 um
25,77 Prozent (bei unterstellter Steigerungsrate im Jahr 2015 wie im Jahr 2014). 

Die Differenz zwischen der Entwicklung der Tarifeinkommen, des Nominallohn-
index und des Verbraucherpreisindex einerseits und der Besoldungsentwicklung
andererseits beträgt damit in Relation zur Besoldungsentwicklung im Zeitraum
2001 bis 2015 2,06 Prozent bezogen auf die Tarifentwicklung, 3,87 Prozent bezo-
gen auf den Nominallohnindex und 0,25 Prozent bezogen auf die Verbraucher-
preisentwicklung.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 5. Mai 2015 hinsichtlich
des systeminternen Vergleichs zu Nordrhein-Westfalen die Grundgehaltssätze der
Besoldungsgruppen A 5, A 9 und A 13 (jeweils Endstufe) mit der Besoldungs-
gruppe R 1 (Endstufe) verglichen. Für Baden-Württemberg ergibt sich bei diesem
Vergleich der Grundgehaltstabellenwerte im Jahr 2010 sowie der Grundgehaltsta-
bellenwerte in der Fassung der Anlage 1 zu Artikel 2 des Entwurfs des BVAn-
pGBW 2015/2016, dass eine nennenswerte Abschmelzung der Abstände zwi-
schen der Besoldungsgruppe R 1 und den Besoldungsgruppen A 5, A 9 und A 13
jeweils nicht gegeben ist. So betrug der Abstand zwischen R 1 und A 5 im Jahr
2010 rund 62 Prozent, im Jahr 2015 beträgt der Abstand rund 60 Prozent. Der Ab-
stand zwischen R 1 und A 9 beträgt sowohl in 2010 als auch in 2015 jeweils rund
49 Prozent. Der Abstand zwischen R 1 und A 13 beträgt sowohl in 2010 als auch
in 2015 jeweils rund 22 Prozent.

Im Vergleich der Bezüge der Besoldungsgruppe R 1 im Bund und bei den Län-
dern (Summe Jahresbesoldung 2014 mit Grundgehalt aus Endstufe, allgemeiner
Stellenzulage, Einmalzahlungen und Sonderzahlungen; ohne Amtszulagen, fami-
lienbezogene Besoldungsbestandteile sowie alle sonstigen Besoldungsbestandtei-
le) liegt Baden-Württemberg um 1,28 Prozent über dem Durchschnitt des Bundes
und der übrigen Länder. Auch beim Vergleich aller übrigen Besoldungsgruppen
liegt Baden-Württemberg jeweils über dem Durchschnitt. 

Die obigen Angaben zeigen, dass in Baden-Württemberg bei allen fünf vom Bun-
desverfassungsgericht vorgegebenen Parametern ein Indiz für eine evidente Mis-
sachtung des Alimentationsgebotes bezogen auf das Jahr 2015 nicht gegeben ist.
Bereits auf dieser ersten Prüfungsstufe ergibt sich somit, dass die Besoldung in
Baden-Württemberg im Jahr 2015 unter Einbeziehung der Regelungen des Ent-
wurfs des BVAnpGBW 2015/2016 als verfassungskonform anzusehen ist. Wei-
terhin ist nach heutigem Stand nicht bekannt, wie sich der Nominallohn und die
Verbraucherpreise in Zukunft entwickeln werden. Anhaltspunkte, die aufgrund
dieses Umstandes eine höhere Besoldungsanpassung für das Jahr 2016 erforder-
lich erscheinen lassen, sind jedoch nicht ersichtlich. 

4. Regelungsfolgenabschätzung

Der Gesetzentwurf betrifft nur die dienstlichen Belange eines abgegrenzten Per-
sonenkreises, der durch das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg und
das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg vorgegeben ist. Er-
hebliche Auswirkungen auf die ökonomischen, ökologischen und sozialen Ver-
hältnisse ergeben sich somit nicht. Von einer Regelungsfolgenabschätzung und
einer Nachhaltigkeitsprüfung gemäß Nummer 4.3.4 der VwV Regelungen konnte
daher abgesehen werden.

5. Finanzielle Auswirkungen

Die Anpassung 2015 führt im Jahr 2015 gegenüber dem Jahr 2014 zu Personal-
mehrausgaben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zuführung an die
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Versorgungsrücklage beim Land von rund 71,5 Millionen Euro. Die Anpassung
2016 führt unter Berücksichtigung der linearen Steigerung für das Jahr 2015 zu
Personalmehrausgaben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zu-
führung an die Versorgungsrücklage gegenüber 2014 von rund 335,9 Millionen
Euro beim Land. Diese Kosten werden im Rahmen der haushaltsrechtlichen Er-
mächtigungen finanziert. Die Anpassung führt im Jahr 2017 unter Berücksichti-
gung der linearen Steigerungen für die Jahre 2015 und 2016 zu Personalmehraus-
gaben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zuführung an die Versor-
gungsrücklage gegenüber 2014 von rund 543,6 Millionen Euro beim Land. Diese
Mehrausgaben sind bei der Planaufstellung entsprechend zu berücksichtigen.

Die Mehrkosten bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Kör -
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes betragen rund
11,1 Millionen Euro im Jahr 2015, rund 52,1 Millionen Euro im Jahr 2016 und
rund 84,3 Millionen Euro im Jahr 2017.

B. Einzelbegründung

1. Zu Artikel 1 [Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen
in Baden-Württemberg 2015/2016 (BVAnpGBW 2015/2016)]

Zu § 1 (Geltungsbereich)

Die Vorschrift regelt den Geltungsbereich des Gesetzes und den Empfängerkreis.
Sowohl der Geltungsbereich als auch der Kreis der Empfänger sind mit dem des
Anpassungsgesetzes 2013/2014 identisch. 

Zu § 2 (Besoldungsanpassung 2015)

Zu Absatz 1

Nach dieser Vorschrift erhöhen sich die Grundgehaltssätze, die zu dynamisieren-
den Leistungsbezüge im Bereich der W-Besoldung, die Beträge des Familienzu-
schlages, die Amtszulagen, die Strukturzulage und die Vergütungssätze der Mehr-
arbeitsvergütung jeweils um 1,9 Prozent. Die Anwärtergrundbeträge werden um
jeweils 30 Euro erhöht. Bei der linearen Erhöhung ist die Zuführung von 0,2 Pro-
zent der linearen Anpassung an die Versorgungsrücklage nach § 17 Absatz 2
LBesGBW jeweils bereits berücksichtigt. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 ist geregelt, dass auch die dort unter den Nummern 1 bis 3 angeführ-
ten Besoldungsbestandteile nach altem Recht, die übergangsweise fortgelten, li-
near um 1,9 Prozent angepasst werden sollen.

Zu Absatz 3

Nach § 17 Absatz 2 LBesGBW sind bei der linearen Anpassung jeweils 0,2 Pro-
zent der Versorgungsrücklage zuzuführen, weshalb sich die Besoldungs- und Ver-
sorgungsbezüge sowie das Alters- und Hinterbliebenengeld abweichend vom Ta-
rifbereich lediglich um 1,9 Prozent erhöhen.
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Zu Absatz 4

Die lineare Anpassung soll gegenüber dem Tarifergebnis für die Besoldungsgrup-
pen bis einschließlich A 9 und die Anwärter zeitgleich erfolgen, für die übrigen
Besoldungsgruppen soll die Anpassung zeitlich hinausgeschoben werden und un-
ter Berücksichtigung einer sozialen Komponente zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten erfolgen. Für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und für die Anwärter erfolgt
die Erhöhung zum 1. März 2015, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum
1. Juli 2015 sowie für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. November 2015.
Die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung nach Anlage 15 des LBesGBW wer-
den aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung einheitlich zum 1. März 2015
angepasst.

Zu § 3 (Besoldungsanpassung 2016)

Die Regelungen in § 3 sind mit Ausnahme des Zeitpunkts der Wirksamkeit der li-
nearen Anpassung (1. März 2016 anstelle des 1. März 2015, 1. Juli 2016 anstelle
des 1. Juli 2015 sowie 1. November 2016 anstelle des 1. November 2015), des
Prozentsatzes der linearen Anpassung (2,1 Prozent anstelle von 1,9 Prozent) so-
wie der Regelung zur Erhöhung der Grundgehaltssätze um mindestens 75 Euro
mit den Regelungen des § 2 identisch. Die Einzelbegründung zu § 2 gilt daher zu
§ 3 entsprechend.

§ 3 Absatz 1 Satz 2 regelt entsprechend dem Ergebnis der Tarifverhandlungen,
dass sich die Grundgehälter mindestens um 75 Euro abzüglich des Verminde-
rungsbetrages nach § 17 LBesGBW erhöhen. Der Mindestbetrag hat Bedeutung
bei einem Grundgehalt von unter 3.260,87 Euro. Maßgebend für den Ansatz des
Mindestbetrages sind die sich aus der Anlage 1 zu Artikel 2 des Gesetzentwurfes
ergebenden Grundgehaltsbeträge (nach erfolgter linearer Anpassung um 1,9 Pro-
zent). Betroffen sind danach die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9, in der Besoldungs-
gruppe A 10 die Erfahrungsstufen 2 bis 7 sowie in der Besoldungsgruppe A 11 die
Erfahrungsstufen 3 und 4. In diesen Fällen führt der Mindestbetrag zu einer pro-
zentualen Erhöhung, die das Tarifergebnis von 2,3 Prozent übersteigt. Die indi -
viduelle prozentuale Erhöhung ist dabei umso höher je geringer das bisherige
Grundgehalt ist. Um zu gewährleisten, dass alle ihren Beitrag zur Versorgungs-
rücklage leisten, ist auch diese individuelle prozentuale Erhöhung um 0,2 Pro-
zentpunkte zu vermindern. Dazu wird für die betreffenden Besoldungsgruppen
und Stufen der einer Erhöhung um 75 Euro entsprechende Prozentsatz ermittelt.
Von diesem Prozentsatz werden nach § 17 Absatz 2 LBesGBW 0,2 Prozentpunkte
abgezogen. Das bisherige Grundgehalt wird um den sich danach ergebenden Pro-
zentsatz erhöht.

Beispiel: Die Erhöhung des Grundgehaltes in Besoldungsgruppe A 5 Stufe 1 
(2.024,05 Euro nach Anlage 1 zu Artikel 2 dieses Gesetzentwurfes) um 75 Euro
entspricht einer Erhöhung von 3,7054 Prozent. Davon werden 0,2 Prozentpunkte
abgezogen. Das Grundgehalt von 2.024,05 Euro wird also um 3,5054 Prozent auf
2.095,0 Euro erhöht.

Zu § 4 (Versorgungsanpassung 2015)

Zu Absatz 1 und 2

Die Vorschrift beinhaltet die Erhöhung der Versorgungsbezüge um 1,9 Prozent ent-
sprechend der Erhöhung der Besoldungsanpassung nach § 2. Sie regelt zudem die
Anpassung der Versorgungsbezüge der Besoldungsgruppen A1 bis A 4. Die Vor-
schrift erfasst auch Fälle der §§ 102 Absatz 1 und 103 Absatz 1 LBeamtVGBW. 
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Zu Absatz 3 und 4

In Absatz 3 und 4 wird zudem klargestellt, dass die durch die Integration der Son-
derzahlungen bedingten Anpassungen der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge durch
die Faktoren 0,984 und 0,96 bei jeder Erhöhung der Versorgung weiterhin an -
zuwenden sind. Dies gewährleistet, dass Versorgungsempfänger nur eine in die
Grundgehaltstabelle integrierte Sonderzahlung von 30 Prozent und die Empfänger
von Übergangsgeld keine Sonderzahlung erhalten. 

Zu Absatz 5

Absatz 5 führt eine entsprechende Regelung in vorangegangenen Besoldungs-
und Versorgungsanpassungsgesetzen fort.

Zu Absatz 6

Der Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW wird ent -
sprechend der bisherigen Rechtslage nicht dynamisiert.

Zu § 5 (Versorgungsanpassung 2016)

Die Regelungen in § 5 sind mit Ausnahme des Prozentsatzes der linearen Anpas-
sung (2,1 Prozent anstelle von 1,9 Prozent) mit den Regelungen des § 4 identisch.
Die Einzelbegründung zu § 4 gilt daher zu § 5 entsprechend.

Zu § 6 (Anpassung des Alters- und Hinterbliebenengeldes 2015/2016)

Die Vorschrift bezieht das Alters- und Hinterbliebenengeld bei der linearen Er-
höhung der Bezüge um 1,9 Prozent beziehungsweise um 2,1 Prozent mit ein.

Zu § 7 (Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung 2015)

Zu Absatz 1

Der Kürzungsbetrag nach § 13 Absatz 2 Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 
LBeamtVGBW ist zu dynamisieren. Er wird vom Zeitpunkt des Endes der
Ehezeit bis zum Eintritt in den Ruhestand mit den um 0,1 gekürzten Anpas-
sungssätzen mul tipliziert. Dadurch wird berücksichtigt, dass die Dynamisie-
rung um den durchschnittlichen Prozentsatz der allgemeinen Erhöhung der
Dienstbezüge angehoben wird. 

Zu Absatz 2

Die Vorschrift regelt die Anwendung des Absatzes 1 auf das Altersgeld.

Zu § 8 (Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung 2016)

Die Begründung zu § 7 gilt sinngemäß.

2. Zu Artikel 2 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg)

Die in der Anlage 1 dieses Gesetzentwurfes enthaltenen Anlagen 6 bis 13 und 15
enthalten die ab dem 1. März 2015, ab dem 1. Juli 2015 sowie ab dem 1. Novem-
ber 2015 geltenden Besoldungstabellen für die Grundgehaltssätze, Anwärter-
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grundbeträge, Amtszulagen sowie für die Mehrarbeitsvergütung, den Familienzu-
schlag und die Strukturzulage.

3. Zu Artikel 3 (Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württem-
berg)

Die Beträge in § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 und in § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4
(bestimmte Fälle des Dienstes zu ungünstigen Zeiten und des lageorientierten
Dienstes) sowie in § 13 (Pflege von Schwerbrandverletzten) der Erschwerniszu-
lagenverordnung sollen mit Wirkung vom 1. März 2015 erhöht werden. Diese Be-
träge wurden schon bisher, zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2013
(GBl. S. 185), regelmäßig linear angepasst.

Außerdem werden die Beträge in § 11 (Höhe der Zulage für Tauchertätigkeit) 
angepasst. Die Zulage wurde im Land zuletzt durch das Gesetz über die Anpas-
sung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2009/2010
vom 19. Oktober 2009 (GBl. S. 487) mit Wirkung zum 1. März 2009 erhöht. Im
Tarifbereich wurde die Taucherzulage ab dem 1. Januar 2014 erneut um 12 Pro-
zent angehoben. Diese Erhöhung wird nun auf die vergleichbare Erschwerniszu-
lage im Besoldungsbereich übertragen.

4. Zu Artikel 4 (Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Würt-
temberg)

Der Kinderzuschlag nach §§ 66 und 94 LBeamtVGBW und der Pflege- und Kin-
derergänzungszuschlag nach §§ 67 und 95 LBeamtVGBW werden aus Gründen
der Verwaltungsvereinfachung einheitlich zum 1. März 2015 linear angepasst.
Die Wirksamkeit der Anpassung ergibt sich aus § 9.

5. Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Würt-
temberg)

Die in der Anlage 2 dieses Gesetzentwurfs enthaltenen Anlagen 6 bis 13 und 15
ersetzen die bisherigen Anlagen 6 bis 13 und 15 in der Fassung des Artikels 2 die-
ses Gesetzentwurfes. Die neuen Anlagen enthalten die ab dem 1. März 2016, ab
dem 1. Juli 2016 sowie ab dem 1. November 2016 geltenden Besoldungstabellen
für die Grundgehaltssätze, Anwärtergrundbeträge, Amtszulagen sowie für die
Mehrarbeitsvergütung, den Familienzuschlag und die Strukturzulage.

6. Zu Artikel 6 (Weitere Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-
Württemberg)

Die durch Artikel 3 dieses Gesetzes erhöhten Beträge in § 5 Absatz 1 Nummer 2
und 4 und in § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 (bestimmte Fälle des Dienstes zu ungün-
stigen Zeiten und des lageorientierten Dienstes) sowie in § 13 (Pflege von Schwer-
brandverletzten) der Erschwerniszulagenverordnung sollen zum 1. März 2016
nochmals linear erhöht werden.

7. Zu Artikel 7 (Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Ba-
den-Württemberg

Der durch Artikel 4 dieses Gesetzentwurfes linear angepasste Kinderzuschlag
nach §§ 66 und 94 LBeamtVGBW und der Pflege- und Kinderergänzungszu-
schlag nach §§ 67 und 95 LBeamtVGBW werden einheitlich zum 1. März 2016
nochmals linear angepasst.
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8. Zu Artikel 8 (Berechnungsvorschriften)

Die Vorschrift entspricht der Rundungsregelung in § 4 Absatz 4 LBesGBW.

9. Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes.

C. Stellungnahmen der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsver-
bände sowie der kommunalen Landesverbände im Rahmen des Anhörungsver-
fahrens nach § 89 Absatz 2 und § 90 des Landesbeamtengesetzes (LBG)

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben sich folgende Organisationen ge -
äußert:

–  BBW Beamtenbund Tarifunion

–  Bund Deutscher Kriminalbeamter Landesverband Baden-Württemberg

–  Deutscher Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg

–  Evangelische Kirche in Württemberg, Evangelische Kirche in Baden, Erz -
diözese Freiburg, Diözese Rottenburg-Stuttgart

–  Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg

–  Verein der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Baden-Württem-
berg

–  Gemeindetag Baden-Württemberg

–  Landkreistag Baden-Württemberg

–  Städtetag Baden-Württemberg

Die angehörten Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverbände
sowie der kommunalen Landesverbände haben sich gegen eine zeitliche Ver-
schiebung der Bezügeanpassung ausgesprochen. Zudem wurde teilweise die „so-
ziale Staffelung“ bei der zeitlichen Hinausschiebung der Anpassung kritisiert.
Ferner wurden unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts weitergehende Ausführungen in der Gesetzesbegründung für erforderlich
erachtet. Aus Sicht der Kirchen besteht kein Änderungs- oder Ergänzungsbedarf.
Die im Rahmen des Anhörungsverfahrens zu dem vorliegenden Gesetzentwurf
vorgebrachten Anliegen wurden mit einem Votum der Landesregierung in der
nachstehenden Übersicht zusammengefasst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion sowie der Gemeindetag Baden-Württemberg
haben hinsichtlich des Verfahrens kritisiert, dass im Vorfeld der politischen Ent-
scheidungen keine Gespräche stattgefunden hätten beziehungsweise die kommu-
nale Seite nicht im Vorfeld beteiligt worden sei. Ferner wurden vom BBW Beam-
tenbund und Tarifunion sowie vom Deutschen Gewerkschaftsbund Baden-Würt-
temberg weitere Forderungen vorgetragen, die nicht im Zusammenhang mit dem
BVAnpGBW 2015/2016 stehen. Insbesondere wurden die Streichung der abge-
senkten Eingangsbesoldung, die Übernahme von Verbesserungen des Gesetzes
über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung und die
Korrektur von Verschlechterungen in der Beihilfe gefordert. Auch der Verein der
Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Baden-Württemberg sowie der
Bund Deutscher Kriminalbeamter Landesverband Baden-Württemberg haben die
Abschaffung der Absenkung der Eingangsbesoldung gefordert. Die Landesregie-
rung hat sich mit diesen Anliegen bereits in der Vergangenheit befasst. Diese An-
liegen sind nicht Gegenstand des vorliegenden Gesetzentwurfs.
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg begrüßt von der Landes-
regierung außerhalb des vorliegenden Gesetzgebungsverfahrens in Aussicht ge-
nommenen Verbesserungen im Beamtenbereich des Landes und erwartet die Un-
terstützung der Landtagsfraktionen, derartige Verbesserungen auch im kommuna-
len Bereich herbeizuführen. Die genannten Verbesserungen sind nicht Gegen-
stand des vorliegenden Gesetzgebungsverfahrens. Sie fallen zudem – soweit der
kommunale Bereich angesprochen ist und es sich nicht um landesrechtliche Rege-
lungen mit Wirkung auch für den kommunalen Bereich handelt – nicht in den Zu-
ständigkeitsbereich des Landesgesetzgebers.

Neben den oben aufgeführten Spitzenorganisationen der beteiligten Gewerkschaf-
ten und Berufsverbänden und den kommunalen Landesverbänden haben sich zu-
dem die Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalratsvorsitzenden des Landes Ba-
den-Württemberg (ARGE HPR) und der Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-,
Werkreal-, Gemeinschafts- und Sonderschulen beim Kultusministerium geäußert.
Nachdem diese nicht zum Adressatenkreis der §§ 89 und 90 LBG gehören, sind
deren Stellungnahmen nicht in der nachfolgenden tabellarischen Auswertung ent-
halten. Die vorgetragenen Gesichtspunkte wurden allerdings bei den Überprüfun-
gen zu dem Gesetzentwurf einbezogen. 
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